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Bekanntmachungen

Ferienausschuss
Dienstag, den 12. August 2025, 16.00 Uhr

Die Tagesordnung für diese im Großen Sitzungssaal des 
Neuen Rathauses Bayreuth, Luitpoldplatz 13, 2. Stock, statt-
findende Sitzung wird an den Amtstafeln des Neuen Rathau-
ses und im Rathaus II, Dr.-Franz-Straße 6, öffentlich bekannt 
gemacht.

Bayreuth, den 15.07.2025
STADT BAYREUTH

gez. Thomas Ebersberger
Oberbürgermeister

Sitzungen des Stadtrates Bayreuth 
und seiner Ausschüsse in der Zeit 

vom 28.07.2025 – 17.08.2025
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Der Beteiligungsbericht 2020, der über die Beteiligungen 
der Stadt Bayreuth an privatrechtlich organisierten Unter-
nehmen mit einem städtischen Anteil von mindestens fünf 
Prozent Auskunft gibt, liegt ab sofort beim Beteiligungsma-
nagement der Stadt Bayreuth in der Wilhelm-Pitz-Straße 1, 
95448 Bayreuth, Haus B, 3. Stock, für interessierte Bürgerin-
nen und Bürger zur Einsicht aus.

Um vorherige telefonische Vereinbarung unter der Telefon-
nummer 0921 251256 wird gebeten. Außerdem steht der 
Beteiligungsbericht unter www.bayreuth.de zum Download 
zur Verfügung.

Bayreuth, den 08.07.2025
STADT BAYREUTH

Beteiligungsmanagement

Beteiligungsbericht 2020

Impressum:

Herausgeber: 
Stadt Bayreuth, Amt für Öffentlichkeitsarbeit 
und Stadtkommunikation
Geschäftsstelle:
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Telefon: 0921/25-1483, 
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Gestaltung: Fröhlich PR GmbH

Weitere Informationen über die Stadt Bayreuth finden 
Sie auch im Internet unter www.bayreuth.de.



Bekanntmachungen

Vom Umgang mit Fledermäusen

Die geheimnisvolle Lebensweise der Fledermäuse beflügelt 
seit Jahrhunderten die menschliche Phantasie. Der zielsiche-
re Flug durch die dunkle Nacht weckte allerlei Aberglauben. 
Erst seit den 40er Jahren wissen wir, dass die kleinen Flugak-
robaten sich mit Hilfe von Ultraschallrufen orientieren, die 
für uns Menschen nicht hörbar sind.
Wir unterscheiden heute 23 verschiedene Fledermausarten 
in Deutschland. 18 Arten dieser fliegenden Säugetiere, die 
sich übrigens ausschließlich von Insekten ernähren, wurden 
im Rahmen von Kartierungen in den letzten Jahren im Bay-
reuther Stadtgebiet erfasst. 

Ab Anfang August beginnen viele Fledermäuse, ihre Quar-
tiere zu wechseln. Die Sommerquartiere, meist auf Dachbö-
den, in Mauerspalten oder hinter Wandverschalungen, in 
denen die Jungen großgezogen wurden, werden verlassen. 
Bis sich die Tiere in frostsichere Winterquartiere, z. B. ruhige, 
feuchte Kellerräume oder Höhlen zurückziehen, vagabun-
dieren die Fledermäuse sozusagen „ohne festen Wohnsitz“ 
umher und suchen in der Morgendämmerung einen Platz, 
wo sie den Tag ungestört verdösen können.

Dabei kommt es immer wieder vor, dass Zwergfledermäuse, 
Winzlinge von einer Körpergröße von ca. 4 cm und einem 
Gewicht von maximal 6 g, durch gekippte Fenster in Woh-
nungen fliegen und sich dann in den Falten von Gardinen 
oder hinter Bildern zu verstecken suchen. Wollte man eine 
solche „Invasion“ absolut verhindern, müsste man nachts 
die Fenster entweder geschlossen halten oder mit Fliegen-
gittern sichern.

Was aber ist zu tun, wenn doch einmal Fledermäuse in die 
Wohnung gelangt sind?
Am einfachsten wäre es, bis zum Abend zu warten, bei Be-
ginn der Dämmerung die Fenster sperrangelweit zu öffnen 
und abzuwarten, bis die kleinen Gäste die Wohnung ver-
lassen haben. Dann sollten zumindest für diese Nacht die 

Fenster vollständig geschlossen bleiben. Ansonsten sam-
melt man die kleinen Tiere vorsichtig aus ihren Verstecken 
(Vorhänge, Gardinenleisten, hinter Bildern und Schränken, 
in Vasen und Blumenübertöpfen) und steckt sie in ein Stoff-
säckchen (z. B. Baumwolltasche) oder in einen Schuhkarton 
und bewahrt sie an einem ruhigen und dunklen Ort bis zum 
Abend auf. In der Dämmerung sollte man sie unbedingt au-
ßerhalb der Wohnung, aber in der Nähe, an einem ungestör-
ten Ort freilassen und abwarten, bis alle Tiere sicher abgeflo-
gen sind. Aber bitte die Tiere nur mit Handschuhen anfassen. 
Sollte sich jemand nicht trauen, die Tiere anzufassen, kann 
er sich beim Anrufbeantworter des Bayreuther Fledermaus-
telefons, Telefon 0921 7594217 melden. Die ehrenamtlichen 
Fachkräfte stehen mit Rat und Tat zur Verfügung und sind 
gerne soweit möglich bei der Bergung der geschützten und 
vom Aussterben bedrohten Tiere behilflich. 

Keinesfalls dürfen die flatternden Tiere getötet werden, da 
sie als besonders geschützte Tierart unter dem Schutz des 
Bundesnaturschutzgesetzes stehen. Zuwiderhandlungen 
können mit Bußgeldern bis zu 50.000 Euro geahndet wer-
den.

Da immer noch zu wenig über das Vorkommen der Fleder-
mäuse im Stadtgebiet bekannt ist, wird gebeten, alle Infor-
mationen (beispielsweise über Invasionen, Quartiere, Be-
obachtungen etc.) dem Amt für Umwelt- und Klimaschutz, 
Telefon 0921 25-1143 bzw. 0921 25-1175 zu melden.

Bayreuth, den 16.07.2025
STADT BAYREUTH

gez. Thomas Ebersberger
Oberbürgermeister
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Vergabe von Lieferleistungen durch das Hauptamt der Stadt Bayreuth

Lieferleistung    Firma Vergabedatum

Ausschreibung eines Rahmenvertrages   Texport Handelsgesellschaft m.b.H. 11.06.2025
über die Beschaffung von Feuerwehrschutzkleidung Franz-Sauer-Str. 30, 5020 Salzburg, AUSTRIA
für die Feuerwehr Bayreuth
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung der von der Stadt Bayreuth 
verwalteten rechtsfähigen Stiftungen für das Haushaltsjahr 2025

I.

Aufgrund des Art. 20 Bayer. Stiftungsgesetz i. V. m. Art. 63 ff. 
Bayer. Gemeindeordnung erlässt die Stadt Bayreuth folgen-
de Haushaltssatzung:

§ 1

(1) Der Wirtschaftsplan der von der Stadt Bayreuth verwal-
teten rechtsfähigen Hospitalstiftung für das Geschäftsjahr 
2025 wird hiermit festgesetzt.

Er schließt im Erfolgsplan
in den Erträgen mit  1.101.300 €
und in den Aufwendungen mit  1.203.300 €
im Vermögensplan
in den Einnahmen und Ausgaben mit    1.953.000 €
ab.

(2) Der Wirtschaftsplan des Zweckbetriebes „Hospitalstift“ 
für das Geschäftsjahr 2025 wird hiermit festgesetzt. 

Er schließt im Erfolgsplan
in den Erträgen mit  7.606.500 €
und in den Aufwendungen mit  7.501.700 €
im Vermögensplan
in den Einnahmen 
und Ausgaben mit   443.800 €
ab.

(3) Die Haushaltspläne der weiteren von der Stadt Bayreuth 
verwalteten rechtsfähigen Stiftungen für das Haushaltsjahr 
2025 werden hiermit festgesetzt. Sie schließen bei der
Almosenkastenstiftung
im Ergebnishaushalt 
in den Erträgen  85.000 €
und Aufwendungen mit  63.000 €
Saldo Ergebnis (Überschuss)  22.000 €

Vereinigte Armen- und Krankenstiftung
im Ergebnishaushalt 
in den Erträgen  8.000 €
und Aufwendungen mit  6.600 €
Saldo Ergebnis (Überschuss)  1.400 €

Leers’sche Stiftung und Vereinigte Beihilfenstiftung
im Ergebnishaushalt 
in den Erträgen  272.001 €
und Aufwendungen mit  224.001 €
Saldo Ergebnis (Überschuss)  48.000 €

Alois Lill Stiftung 
im Ergebnishaushalt 
in den Erträgen   1.000 €
und Aufwendungen mit      780 €
Saldo Ergebnis (Überschuss)  220 €
ab.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4

(1) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan der Hos-
pitalstiftung wird auf 100.000 € festgesetzt. 

(2) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan des 
Zweckbetriebs „Hospitalstift“ wird auf 100.000 € festgesetzt.

§ 5

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2025 in Kraft

II.

Die Haushaltspläne und die Haushaltssatzung der von der 
Stadt Bayreuth verwalteten rechtsfähigen Stiftungen wur-
den der Regierung von Oberfranken mit Schreiben vom 
04.03.2025 vorgelegt.

III.

Die Wirtschaftspläne der von der Stadt Bayreuth verwalte-
ten rechtsfähigen Stiftungen liegen gemäß Art. 65 Abs. 3 der 
bayerischen Gemeindeordnung in der Zeit vom 28.07.2025 
bis 01.08.2025 in der Stiftungsverwaltung – Richard-Wagner-
Straße 72 – innerhalb der allgemeinen Geschäftszeiten auf.

Bayreuth, den 27.06.2025
STADT BAYREUTH

gez. Thomas Ebersberger
Oberbürgermeister
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BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT AN DER BAULEITPLANUNG
Bebauungsplanverfahren Nr. 5/25 „Wohnquartier Untere Herzoghöhe“

(Teiländerung des Bebauungsplans Nr. 9/76) 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
(§ 2 Abs. 1 BauGB)

Unterrichtung und Erörterung 
(§ 3 Abs. 1 BauGB)

Das Areal zwischen Rankestraße, Fröbelstraße, Scheffelstra-
ße und Dr.-Würzburger-Str. soll städtebaulich mit hoher 
baulicher Dichte neu strukturiert werden. Das Wohnquartier 
„Untere Herzoghöhe“ befindet sich derzeit fast vollständig 
im Eigentum der GBW (Gemeinnützige Bayreuther Woh-
nungsbaugenossenschaft eG). Die Grundstückseigentü-
merin ist vorrangig an einer nachhaltigen energetischen 
Quartiersentwicklung interessiert. Der Baubestand soll hier-
zu abgerissen und durch energieautarke „Sonnenhäuser“ 
ersetzt werden. 
Die vorhandenen Wohnbauflächen sollen planungsrechtlich 
gesichert und für diese erhöhte Baurechte, also ein höheres 
Maß der baulichen Nutzung, ermöglicht werden. Um das 
Flächenpotenzial und die Sonnenenergie optimal zu nut-
zen, ist eine viergeschossige Bebauung mit Punkthäusern 
im Großteil der Baufelder vorgesehen.
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 23.07.2025 das Bebau-
ungsplanverfahren Nr. 5/25 „Wohnquartier Untere Herzog-
höhe“ (Teiländerung des Bebauungsplans Nr. 9/76) gem. § 2 
Abs. 1 BauGB eingeleitet (Aufstellungsbeschluss). 
Der Stadtrat beauftragte die Verwaltung, die frühzeitige Be-
teiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie die 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplan-Entwurfs Nr. 5/25 
liegen folgende Flurstücke der Gemarkung Bayreuth (TF = 
Teilfläche):
1501, 1504, 1505, 1509, 1510, 1515, 1521 (TF), 1547/13 (TF), 
1547/14, 1547/16, 1547/26, 1547/27, 1547/28, 1547/29, 
1547/30, 1547/31, 1547/32, 1547/38, 1547/39, 1547/40, 
1547/41, 1547/52, 1547/53, 1547/54, 1547/55, 1547/56, 
1547/57, 1547/58, 1547/60, 1553/37 (TF), 1555/4 (TF), 1556 
(TF), 1562/1, 1562/10, 1562/11, 1562/12, 1562/13, 1562/14, 
1562/15, 1562/16, 1562/17, 1562/18, 1562/19, 1562/20, 
1562/21, 1562/22, 1562/23, 1562/24, 1562/8, 1562/9, 1576 
(TF).

Der Bebauungsplanentwurf Nr.  5/25 vom 17.06.2025 wird 
mit einer Begründung in der Zeit vom
 

28.07.2025 bis einschließlich 08.09.2025

auf folgender Internetseite veröffentlicht:
https://www.o-sp.de/bayreuth/plan/beteiligung.php

Es wird darauf hingewiesen, dass

1. Stellungnahmen während der Dauer der Veröffent- 
lichungsfrist abgegeben werden können,
2. Stellungnahmen elektronisch übermittelt werden sollen, 
bei Bedarf aber auch auf anderem Weg abgegeben werden 
können, und
3. die Unterlagen zusätzlich und parallel zur Veröffentli-
chung im Internet beim Stadtplanungsamt Bayreuth im 
Neuen Rathaus, 9. Obergeschoss - Öffentliche Planauflage, 
während der allgemeinen Dienststunden (Montag, Diens-
tag und Donnerstag von 08.00 bis 16.00 Uhr, Mittwoch von 
08.00 bis 18.00 Uhr und Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr) öf-
fentlich zu jedermanns Einsicht ausgelegt werden. 
 
Während der o.g. Frist besteht Gelegenheit zur Erörterung 
der Planung. Gerne können Fragen telefonisch oder per E-
Mail gestellt werden.

Wenn eine persönliche Einsichtnahme und Erörterung der 
Planung in der Öffentlichen Planauflage gewünscht wird, 
wird um telefonische Terminvereinbarung unter der Tele-
fonnummer 0921/25-1660 gebeten. Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes stehen für Auskünfte 
grundsätzlich Montag bis Freitag jeweils vormittags von 
08.00 bis 12.00 Uhr und bei Bedarf am Nachmittag gerne zur 
Verfügung.

Der Inhalt dieser Bekanntmachung wird ebenfalls im Inter-
net (https://www.o-sp.de/bayreuth/plan/beteiligung.php) 
veröffentlicht und zusätzlich ausgelegt. 

Datenschutz: 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der 
Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO) i. V. m. § 3 BauGB und dem Bayerischen 
Datenschutzgesetz (BayDSG). 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt 
https://www.o-sp.de/bayreuth/datenschutz.  
 
Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, werden zur Beteiligung an der Bauleitplanung gem. § 
4 Abs. 1 BauGB die Unterlagen elektronisch bereitgestellt. 
Die Mitteilung hierüber erfolgt ebenfalls elektronisch.
 
Bayreuth, den 25.07.2025
STADT BAYREUTH
 Planungs- und Baureferat:
gez. Thomas Ebersberger gez. U. Kelm
Oberbürgermeister Ltd. Baudirektorin
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BEBAUUNGSPLAN NR. 5/25
"Wohnquartier Untere Herzoghöhe"

(Teiländerung des Bebauungsplans Nr. 9/76)
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Planstand: 17.06.2025

Amtsblatt - nächste Ausgabe

Die nächste Ausgabe des Amtsblattes erscheint am

Freitag, 15. August 2025

Ausschreibungen - auch per Newsletter!

Städtische Ausschreibungen finden Sie auch online un-
ter www.ausschreibungen.bayreuth.de. Dort können Sie 
sich zudem für den Newsletter anmelden, der Sie umge-
hend darüber informiert, wenn neue Ausschreibungen 
der Stadt Bayreuth veröffentlicht sind.
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Mikrozensus als kleine Volkszählung zur wirtschaftlichen 
und sozialen Lage der Bevölkerung

Jedes Jahr startet in Bayern – wie im gesamten Bundesge-
biet – der Mikrozensus. Diese jährliche Haushaltsbefragung 
ermittelt Daten zur wirtschaftlichen und sozialen Lage der 
Bevölkerung. Seit Anfang des Jahres haben rund 65 000 bay-
erische Bürgerinnen und Bürger Auskunft gegeben. Etwa die 
Hälfte von ihnen antwortete per Telefoninterview. Auch die 
Möglichkeit der Onlinemeldung wird oft genutzt. Mit ihrer 
Teilnahme am Mikrozensus tragen die Befragten dazu bei, 
dass politische Entscheidungen faktenbasiert getroffen wer-
den können. Bis zum Jahresende werden noch einmal etwa 
65 000 Personen vom Landesamt für Statistik kontaktiert 
und zur Auskunft aufgefordert. Insgesamt sind beim Mik-
rozensus ein Prozent der Bevölkerung und damit in Bayern 
rund 130 000 Personen auskunftspflichtig.

Fürth. Der Mikrozensus ist die größte jährliche Haushalts-
befragung in Deutschland. In Bayern geben jedes Jahr rund 
130 000 Personen Auskunft zu ihren Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen und tragen dazu bei, die wirtschaftliche und 
soziale Lage der Haushalte zu verstehen und die Lebensbe-
dingungen der Bevölkerung zu verbessern. Nur durch ver-
lässliche qualitativ hochwertige Daten können politische 
Entscheidungen zum Beispiel zur Bekämpfung von Armut, 
der Förderung von Kinderbetreuung oder der Unterstüt-
zung von Rentnerinnen und Rentnern faktenbasiert und 
zielgerichtet getroffen werden.

Durch die jährliche Datenerhebung lassen sich auch lang-
fristige Entwicklungen beobachten:
• So zeigen die Ergebnisse des Mikrozensus, wie sich die 
Haushaltsgröße der bayerischen Privathaushalte in den letz-
ten rund 60 Jahren entwickelt hat. (siehe https://www.sta-
tistik.bayern.de/presse/mitteilungen/2025/pm125/index.
html).
• Zahlen zur finanziellen Situation der Mütter in Bayern zei-
gen, dass Mütter in Partnerschaften heute finanziell unab-
hängiger sind als noch vor 15 Jahren. (siehe https://www.
statistik.bayern.de/presse/mitteilungen/2025/pm134/in-
dex.html).
• Indikatoren zur Sozialberichterstattung geben Auskunft 
zur Armutsgefährdung der Bevölkerung auf Basis der Ein-
kommensangaben (siehe SBE | Statistikportal.de) und setzen 
diese in einen nationalen und internationalen Kontext.
Fundierte Entscheidungen kann die Politik nur auf Basis ver-
lässlicher und repräsentativer Ergebnisse treffen. Um dies 
zu gewährleisten, besteht nach dem Mikrozensusgesetz 
Auskunftspflicht. Dabei unterliegen die Einzelangaben der 

Mikrozensus 2025: 65 000 Bürgerinnen und Bürger müssen noch bis Jahresende mitmachen
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Befragten einer strengen Geheimhaltung, die keine Rück-
schlüsse auf personenbezogene Daten zulässt.

Hinweise: 
Wie läuft die Mikrozensuserhebung ab?
Die Auswahl der zu befragenden Haushalte erfolgt nach 
einem mathematisch-statistischen Zufallsverfahren, das zu-
nächst Gebäude- bzw. Gebäudeteile für die Teilnahme am 
Mikrozensus auswählt. In einem weiteren Schritt ermitteln 
ehrenamtlich tätige Erhebungsbeauftragte die zu befragen-
den Haushalte über die Klingelschilder dieser Gebäude. Da-
bei können sie sich mit Hilfe eines Ausweises als Beauftragte 
des Bayerischen Landesamts für Statistik legitimieren.

Anschließend werden diese Haushalte vom Bayerischen 
Landesamt für Statistik schriftlich zur Teilnahme am Mikro-
zensus aufgefordert. Mit dem Schreiben werden sie ausführ-
lich über die Erhebung informiert und gebeten, die Fragen 
des Mikrozensus im Rahmen eines Telefoninterviews oder 
einer Online-Befragung zu beantworten. Für die Telefonin-
terviews sind bayernweit etwa 130 sorgfältig ausgewählte 
und intensiv geschulte Erhebungsbeauftragte im Einsatz.

Seit Jahresbeginn ist etwa die Hälfte der insgesamt 130 000 
für den Mikrozensus 2025 zu befragenden Personen ihrer 
Auskunftspflicht nachgekommen. Von ihnen beantwortete 
rund die Hälfte die Fragen des Mikrozensus im Rahmen ei-
nes Telefoninterviews. Etwas weniger als die Hälfte der Be-
fragten wählte den Weg der Online-Befragung. Der Papier-
fragebogen findet immer seltener Anwendung.

Was unterscheidet den Mikrozensus vom Zensus? 
Die zwei Begriffe „Zensus“ und „Mikrozensus“ sorgen immer 
wieder für Verwechslung. Bei näherer Betrachtung lassen 
sich die beiden statistischen Erhebungen jedoch gut unter-
scheiden:

Der Zensus ist die größte amtliche Statistik Deutschlands 
und findet als eine Art Großinventur der Gesellschaft alle 10 
Jahre statt und dient in erster Linie der Ermittlung der amt-
lichen Einwohnerzahl. In der Personenbefragung des Zen-
sus 2022 wurden ca. 13 Prozent der Bevölkerung befragt. 
Zusätzlich wurden in der Gebäude- und Wohnungszählung 
Merkmale mit Nettokaltmiete und Energieträger erhoben.

Der Mikrozensus findet im Unterschied zum Zensus jährlich 
statt. Es werden mit einem Prozent der Bevölkerung deutlich 
weniger Personen befragt. Im Mittelpunkt stehen hier Da-
ten zur wirtschaftlichen und sozialen Lage der Bevölkerung 
sowie deren Entwicklung. Dabei sind die im Mikrozensus-

www.statistikportal.de
https://www.statistik.bayern.de/presse/mitteilungen/2025/pm125/index.html
https://www.statistik.bayern.de/presse/mitteilungen/2025/pm134/index.html


Bekanntmachungen

N r.  12/25.07.2025

7

www.amtsblatt.bayreuth.de

gesetz festgelegten zu erhebenden Merkmale wesentlich 
umfangreicher als die im Zensus. Auskunftspflicht besteht in 
beiden Erhebungen.

Weitere Informationen: 
Ausführliche Informationen zum Mikrozensus finden Sie un-
ter: 
https://www.statistik.bayern.de/statistik/gebiet_bevoelke-
rung/mikrozensus/index.html
Ein Erklärvideo zeigt alle Informationen zum Mikrozensus im 
Videoformat:

https://www.statistik.bayern.de/mam/statistik/gebiet_be-
voelkerung/mikrozensus/v3-statistischesbundesamt-mikro-
zen-sus-de-ut.mp4

Bayreuth, den 15.07.2025
STADT BAYREUTH

Referat Familie, Schulen, Soziales sowie Meldewesen:
gez. Manuela Brozat
Verwaltungsdirektorin

Auf Grund von §§ 3 Abs. 2, 44 Abs. 1 Nr. 1 Bundesnaturschutz-
gesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 323) geändert worden ist (nachfolgend: BNatSchG), so-
wie Art. 43 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 44 Abs. 2 Bayerisches Na-
turschutzgesetz (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. 
S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt durch § 1 Abs. 87 der Ver-
ordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
erlässt die Stadt Bayreuth als Untere Naturschutzbehörde 
folgende

Allgemeinverfügung

§ 1 Geltungsbereich

Der Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung umfasst 
das gesamte Stadtgebiet der kreisfreien Stadt Bayreuth.

§ 2 Verbot der nächtlichen Inbetriebnahme 
von Mährobotern 

(1) Zum Schutz von Igeln und anderen kleinen Wirbeltieren 
ist im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung der Betrieb 
von Mährobotern in der Zeit von einer halben Stunde vor 
Sonnenuntergang bis einer halben Stunde nach Sonnenauf-
gang des folgenden Tages verboten (Angaben zum genauen 
Zeitpunkt des jeweiligen Sonnenaufgangs bzw. Sonnenun-
tergangs in Bayreuth sind beispielsweise abrufbar unter:  
https://www.wetterdienst.de/Deutschlandwetter/Bayreuth). 

(2) Mähroboter (auch: Rasenmähroboter; Rasenroboter) im 
Sinne dieser Allgemeinverfügung sind alle Serviceroboter, 
die selbsttätig (nicht ferngesteuert) eine vorgegebene (Ra-
sen-) Fläche mähen können.

Allgemeinverfügung der Stadt Bayreuth als Untere Naturschutzbehörde zum Verbot der 
nächtlichen Inbetriebnahme von Mährobotern auf dem Gebiet der Stadt Bayreuth

§ 3 Ausnahmen und Befreiungen

(1) Das Verbot aus § 2 Abs. 1 dieser Allgemeinverfügung gilt 
nicht für den Betrieb von Mährobotern
1. in geschlossenen Räumen, 
2. auf Gründächern (Rasenflächen auf Dächern).

(2) Eine Ausnahme von dem Verbot aus § 2 Abs. 1 dieser All-
gemeinverfügung ist durch die Untere Naturschutzbehörde 
der Stadt Bayreuth auf Antrag zu erteilen, wenn nachge-
wiesen wird, dass im konkreten Einzelfall keine Gefahr für 
Leib und Leben von Igeln und anderen kleinen Wirbeltieren 
durch den Einsatz eines Mähroboters entsteht.

(3) Eine Befreiung von dem Verbot aus § 2 Abs. 1 dieser 
Allgemeinverfügung kann durch die Untere Naturschutz-
behörde der Stadt Bayreuth auf Antrag entsprechend § 67 
Abs. 1, 3 BNatSchG erteilt werden, wenn
1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Inter-
esses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, 
notwendig ist oder
2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu  
einer unzumutbaren Belastung führen würde und die Ab- 
weichung mit den Belangen von Naturschutz und Land-
schaftspflege vereinbar ist.

(4) Der Antrag auf Erteilung einer Ausnahme gemäß vorste-
hendem Abs. 2 bzw. Befreiung gemäß vorstehendem Abs. 
3 ist beim Amt für Umwelt- und Klimaschutz der Stadt Bay-
reuth per E-Mail (umweltamt@stadt.bayreuth.de), schriftlich 
(Luitpoldplatz 13, 95444 Bayreuth) oder zur Niederschrift 
(Wilhelm-Pitz-Str. 1, 95448 Bayreuth) einzureichen. 

https://www.statistik.bayern.de/statistik/gebiet_bevoelkerung/mikrozensus/index.html
https://www.statistik.bayern.de/mam/statistik/gebiet_bevoelkerung/mikrozensus/v3-statistischesbundesamt-mikrozensus-de-ut.mp4
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§ 4 Sofortige Vollziehung

Die sofortige Vollziehung von § 2 Abs. 1 dieser Allgemeinver-
fügung wird angeordnet.

§ 5 Inkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach Ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

G r ü n d e

I. Sachverhalt

In verschiedenen europäischen Ländern wurde in den letz-
ten Jahrzehnten eine Bestandsabnahme des Europäischen 
Igels (Erinaceus europaeus) beobachtet. Die 2020 aktuali-
sierte Rote Liste der Säugetiere1 zeichnet für Deutschland 
ein vergleichbares Bild. Igeln, früher überall zahlreich vertre-
ten, wird dort ein erheblicher Rückgang attestiert. Exempla-
risch zeigen Langzeitzählungen überfahrener Igel in Bayern, 
dass die Anzahl der Totfunde in den letzten ca. 40 Jahren um 
ca. 80 % zurückgegangen ist2, was nicht auf effektive Schutz-
maßnahmen, sondern einen generellen Rückgang der Be-
stände zurückgeführt werden muss3. Die Ursachen für den 
Bestandsrückgang sind vielfältig. Einer der gravierendsten 
Gründe sind fehlende Insekten als Hauptnahrungsgrund-
lage des Igels infolge Pestizideinsatz, Lichtverschmutzung 
und Lebensraumverlust. Eine weitere Ursache ist das Fehlen 
geeigneter Lebensräume in der freien Landschaft. Dort man-
gelt es häufig an Hecken und Gebüschen, in denen die Tiere 
tagsüber schlafen, ihre Nester für den Winterschlaf bauen 
und ihre Jungtiere aufziehen können. In der Folge weichen 
Igel häufig – weg von der freien Landschaft – in städtische 
Ersatzlebensräume aus, z. B. Grün- und Parkanlagen, Fried-
höfe oder Gärten. Es wird eingeschätzt, dass die Bestände in 
den städtischen Bereichen mittlerweile teilweise höher sind 
als in der freien Landschaft, obwohl insgesamt ein starker 
Rückgang aller Bestände zu verzeichnen ist.

Unter anderem in Gärten werden häufig Mähroboter ein-

gesetzt, welche eine große Gefahrenquelle für zahlreiche 
kleine Wirbeltiere, insbesondere für Igel, darstellen4. Treffen 
Mähroboter auf Igel bzw. andere kleine Wirbeltiere, fügen 
die scharfen Messer und rotierenden Klingen der Mähro-
boter diesen typischerweise Verstümmelungen bzw. er-
hebliche Verletzungen zu, was oft sogar den Tod zur Folge 
hat5. Anders als andere Tiere flüchten Igel bei einem (bevor- 
stehenden) Kontakt mit Mährobotern nicht, sondern rol-
len sich zum Schutz mit dem Ergebnis zusammen, dass sie 
von dem Mähroboter überrollt und verletzt oder getötet 
werden. Verletzte Tiere sind hierbei meist einer sehr langen 
und erheblichen Leidenszeit ausgesetzt. Da Mähroboter au-
tonom und zugleich sehr geräuscharm agieren, erfolgt der 
Betrieb häufig auch in der Nacht – während der Igel typi-
scherweise auf Nahrungssuche ist. Zwar liegen für das Stadt-
gebiet Bayreuth keine konkreten Zahlen vor, wie viele Igel 
durch Mähroboter verletzt oder getötet wurden, doch ist da-
von auszugehen, dass es regelmäßig zu Verletzungen oder 
Tötung von Igeln und anderen kleinen Wirbeltieren kommt. 
Genauere Erkenntnisse liegen auch deshalb nicht vor, da 
sich verletzte Igel in der Regel verkriechen und deshalb nicht 
aufgefunden werden oder die Kadaver von anderen Tieren 
gefressen werden.

II. Rechtliche Würdigung

Für den Erlass der Allgemeinverfügung ist die Kreisfreie 
Stadt Bayreuth als Untere Naturschutzbehörde örtlich und 
sachlich zuständig gemäß Art. 43 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 44 Abs. 
2 BayNatSchG i. V. m. §§ 3 Abs. 1, 44 Abs. 1 BNatSchG.

Die Allgemeinverfügung hat ihre rechtliche Grundlage in §§ 
3 Abs. 2, 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG.

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wildleben-
den Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, 
sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören. 

Nach § 3 Abs. 2 BNatSchG überwachen die für Naturschutz 

1 Meinig, H.; Boye, P.; Dähne, M.; Hutterer, R. & Lang, J. (2020): Rote Liste und Gesamtartenliste der Säugetiere (Mammalia) Deutschlands. – Naturschutz und Biologi-

sche Vielfalt 170 (2): 73 S.
2 Reichholf, J.H. (2015): Starker Rückgang der Häufigkeit überfahrener Igel Erinaceus europaeus in Südostbayern und seine Ursachen. – Mitteilungen der Zoologi-

schen Gesellschaft Braunau 11: 309–314.
3 Meinig, H.; Boye, P.; Dähne, M.; Hutterer, R. & Lang, J. (2020): Rote Liste und Gesamtartenliste der Säugetiere (Mammalia) Deutschlands. – Naturschutz und Biologi-

sche Vielfalt 170 (2): 73 S.
4 https://wua-wien.at/tierschutz/baumanahmen-fr-wildtiere-tierschutz/2146-rasenmaehroboter-2 (abgerufen am 08.07.2025) und 

Meinig, H.; Boye, P.; Dähne, M.; Hutterer, R. & Lang, J. (2020): Rote Liste und Gesamtartenliste der Säugetiere (Mammalia) Deutschlands. – Naturschutz und Biologische 

Vielfalt 170 (2), S. 28
5 Berger, A. Occurrence and Characteristics of Cut Injuries in Hedgehogs in Germany: A Collection of Individual Cases. Animals 2024, 14, 57  

https://doi.org/10.3390/ani14010057 und

Rasmussen SL, Schrøder AE, Mathiesen R, Nielsen JL, Pertoldi C, Macdonald DW (2021): „Wildlife Conservation at a Garden Level: The Effect of Robotic Lawn Mowers 

on European Hedgehogs (Erinaceus europaeus)“. MDPI, Animals, 11,1191.https://doi.org/10.3390/ani11051191



Bekanntmachung

N r.  12/25.07.2025

9

www.amtsblatt.bayreuth.de

und Landschaftspflege zuständigen Behörden die Einhal-
tung der Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und treffen nach 
pflichtgemäßem Ermessen die im Einzelfall erforderlichen 
Maßnahmen, um deren Einhaltung sicherzustellen, soweit 
nichts anderes bestimmt ist.

Der Europäische Igel (Erinaceus europaeus) ist gemäß § 
7 Abs. 2 Nr. 13 c) BNatSchG i. V. m. Anlage 1 Bundesarten-
schutzverordnung eine besonders geschützte und somit 
vom Anwendungsbereich des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
umfasste Art. Andere kleine Wirbeltiere i. S. d. Allgemeinver-
fügung sind etwa alle Amphibien, welche gemäß § 7 Abs. 2 
Nr. 13 b) aa) BNatSchG i. V. m. Anlage 1 Bundesartenschutz-
verordnung besonders geschützt und somit ebenfalls vom 
Anwendungsbereich des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG umfasst 
sind.

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG untersagt u. a. jeden Angriff auf 
die körperliche Unversehrtheit, der die Verletzung oder Tö-
tung eines geschützten Tieres zur Folge hat. Das Zugriffs-
verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zielt auf den Schutz 
der Individuen ab und ist als solches einer populationsbezo-
genen Relativierung unzugänglich (vgl. nur BVerwG NVwZ 
2008, Beil. Heft 8, S. 54 Rn. 563; NVwZ 2010, 44 Rn. 58; OVG 
Magdeburg NuR 2016, 497 (499); OVG Saarlouis NuR 2017, 
718 (719); OVG Münster NuR 2019, 425 (426); OVG Lüne-
burg Urt. v. 25.10.2018 – 12 LB 118/16, juris Rn. 211; OVG 
Greifswald NuR 2019, 265 (267)). Die Privilegierung aus § 44 
Abs. 5 S. 2 Nr. 1 BNatSchG kommt allein Eingriffsvorhaben 
sowie Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 S. 1 BNatSchG zu-
gute (vgl. Gellermann in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 
Werkstand: 105. EL September 2024, § 44 Rn. 9; Heugel in: 
Lütkes/Ewer, BNatSchG, 2. Auflage 2018, § 44 Rn. 52; Gläß 
in: BeckOK Umweltrecht, Giesberts/Reinhardt, 73. Edition 
Stand: 01.01.2025, § 44 Rn 69), weshalb auch der Signifikanz- 
ansatz aus § 44 Abs. 5 S. 2 Nr. 1 BNatSchG nicht auf andere 
Handlungen – hier der Betrieb von Mährobotern – übertra-
gen werden kann. 

Die Hauptaktivitätszeiten von Igeln erstrecken sich insbe-
sondere auf Dämmerungs- und Nachtzeiten. Währenddes-
sen suchen Igel hauptsächlich nach Nahrung. Sie sind neben 
Grünanlagen und Parks vor allem auch in Gärten auf Nah-
rungssuche. Da Mähroboter autonom agieren und dabei 
sehr geräuscharm sind, werden sie häufig auch in der Nacht 
in Betrieb genommen. Ist auf einer Grünfläche ein Mähro-
boter in Betrieb und stößt auf einen Igel, so verhält es sich 

typischerweise so, dass der Igel bei Kontakt nicht flüchtet, 
sondern sich totstellt und zum  vermeintlichen Schutz zu-
sammenrollt. Ein Großteil der aktuell auf dem Markt er-
hältlichen Mähroboter-Modelle erkennen Igel (noch) nicht 
als Hindernis und können Igel deshalb auch nicht mit aus-
reichend Sicherheitsabstand umfahren. Trifft ein Mähro-
boter auf einen Igel, fügen die scharfen Messer und rotie-
renden Klingen der Mähroboter den Igeln typischerweise 
Verstümmelungen bzw. erhebliche Verletzungen zu, was 
oft sogar den Tod des Igels zur Folge hat6. Insbesondere im 
nächtlichen Betrieb von Mährobotern bzw. im Betrieb von 
Mährobotern zur Dämmerungszeit liegt mithin eine große 
Gefahrenquelle für Leib und Leben von Igeln. Durch das Ver-
bot aus § 2 Abs. 1 dieser Allgemeinverfügung wird die Wahr-
scheinlichkeit der Verletzung und Tötung von Igeln und an-
deren kleinen Wirbeltieren durch Mähroboter und damit die 
Verwirklichung des Verbotstatbestands aus § 44 Abs.1 Nr.1 
BNatSchG erheblich reduziert. 

Das Verbot des Betriebs von Mährobotern während einer 
halben Stunde vor Sonnenuntergang bis eine halbe Stunde 
nach Sonnenaufgang des folgenden Tages, sprich während 
der Dämmerung und Nacht, ist gemäß §§ 3 Abs. 2, 44 Abs. 1 
Nr. 1 BNatSchG erforderlich, um die Einhaltung des Zugriffs-
verbots aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sicherzustellen. Die 
Generalklausel aus § 3 Abs.  2 BNatSchG kann – wie hier – 
insbesondere zwecks Verhütung rechtswidriger Verhaltens-
weisen herangezogen werden (Heß/Wulff in: Landmann/
Rohmer, Umweltrecht Werkstand: 105. EL September 2024, 
§ 3 Rn. 18, m.w.N.). 

Die Allgemeinverfügung zum Verbot der nächtlichen Inbe-
triebnahme von Mährobotern in der Zeit von einer halben 
Stunde vor Sonnenuntergang bis einer halben Stunde nach 
Sonnenaufgang des folgenden Tages verfolgt einen legiti-
men Zweck. Igel als hauptsächlich dämmerungs-/nachtakti-
ve Tiere und andere kleine Wirbeltiere sollen vor der Gefahr 
einer Tötung oder Verletzung durch den Betrieb von Mähro-
botern während der Dämmerungs- bzw. Nachtzeit ge-
schützt, die mit dem Betrieb von Mährobotern einhergehen-
de Gefahr einer Verwirklichung des Verbotes aus § 44 Abs. 1 
Nr. 1 BNatSchG reduziert bzw. für die Hauptaktivitätszeit des 
Igels ausgeschlossen werden. Auch wenn es bei der Darle-
gung des legitimen Zwecks der Allgemeinverfügung nicht 
entscheidend hierauf ankommt, wird die Legitimität des 
Anliegens noch einmal dadurch untermauert, als bei Igeln 
ausweislich der 2020 aktualisierten Roten Liste der Säugetie-
re7 generell ein erheblicher Bestandsrückgang zu verzeich-

6 Attrappen aus Münster sollen Igel schützen - Westfalen-Lippe - Nachrichten - WDR, 
7 Meinig, H.; Boye, P.; Dähne, M.; Hutterer, R. & Lang, J. (2020): Rote Liste und Gesamtartenliste der Säugetiere (Mammalia) Deutschlands. – Naturschutz und Biologi-

sche Vielfalt 170 (2): 73 S.
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nen ist. Zwar gibt es für die Stadt Bayreuth keine konkreten 
Zahlen, dies ist aber u. a. darin begründet, dass aufgrund der 
häufig schwierigen Auffindbarkeit verletzter bzw. getöteter 
Igel keine Erfassung möglich ist. Es ist aber von einer nicht 
unerheblichen Dunkelziffer auszugehen.

Die Allgemeinverfügung zum Verbot der nächtlichen Inbe-
triebnahme von Mährobotern in der Zeit von einer halben 
Stunde vor Sonnenuntergang bis einer halben Stunde nach 
Sonnenaufgang des folgenden Tages stellt ein geeignetes 
Mittel zur Verwirklichung des vorgenannten Zwecks dar. Das 
Verbot des Betriebs von Mährobotern während der Haupt-
aktivitätszeit des Igels (Dämmerungs- und Nachtzeit) ist 
geeignet, die Gefahr von teilweise sogar schweren bis töd-
lichen Verletzungen von Igeln und anderen kleinen Wirbel-
tieren durch Mähroboter erheblich zu verringern bzw. – in 
Bezug auf die Hauptaktivitätszeit des Igels – vollständig aus-
zuschließen.

Die Allgemeinverfügung zum Verbot der nächtlichen Inbe-
triebnahme von Mährobotern in der Zeit von einer halben 
Stunde vor Sonnenuntergang bis einer halben Stunde nach 
Sonnenaufgang des folgenden Tages ist weiterhin erforder-
lich, da mildere Maßnahmen, mit denen ein vergleichbare-
rer Erfolg (erhebliche Reduzierung der Gefahr einer Tötung 
oder Verletzung von Igeln und anderen kleinen Wirbeltieren 
durch den Betrieb von Mährobotern bzw. in Bezug auf die 
Hauptaktivitätszeit des Igels: vollständiger Ausschluss einer 
solchen Gefahr) mit einer vergleichbaren Sicherheit und ei-
nem vergleichbaren Aufwand herbeigeführt  werden könn-
te, nicht ersichtlich sind. Der Erlass von individuellen Verbo-
ten etwa nur für den Fall, dass Verstöße gegen § 44 Abs. 1 
Nr. 1 BNatSchG auch tatsächlich festgestellt werden, wäre 
von geringerer Sicherheit (da erst bei bereits festgestelltem 
Verstoß gegen § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG greifend) sowie in 
Bezug auf eine effektive Durchsetzung des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG von deutlich höherem, in der Realität nicht zu be-
werkstelligendem (Kontroll-)Aufwand. Dies gilt umso mehr, 
als sich verletzte Igel in der Regel verkriechen und getötete 
Igel häufig von anderen Tieren gefressen und deshalb re-
gelmäßig gar nicht aufgefunden werden können. Technisch 
ausgereiftere Modelle von Mährobotern, welche die Tiere 
erkennen und den Betrieb autonom einstellen bzw. die Tiere 
mit hinreichendem Sicherheitsabstand umfahren, werden 
nach aktuellem Kenntnisstand nicht oder in nur ganz ge-
ringem Umfang auf dem Markt angeboten. Für derartige 
Modelle besteht die Möglichkeit der Beantragung einer Aus-
nahme gemäß § 3 Abs. 2 dieser Allgemeinverfügung. 

Des Weiteren ist der Erlass der Allgemeinverfügung ange-
messen, der beabsichtigte Zweck steht nicht außer Verhält-
nis zu der Intensität des Eingriffs. Diese Allgemeinverfü-
gung – insbesondere § 2 Abs. 1 dieser Allgemeinverfügung 

– verfolgt das Ziel eines effektiven Schutzes von Igeln und 
anderen kleinen Wirbeltieren vor teilweise schweren bis 
tödlichen Verletzungen durch Mähroboter, mithin eine Ver-
hinderung bzw. jedenfalls erhebliche Reduzierung der Ge-
fahr einer Verwirklichung des Verbotes aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG. Mit § 69 Abs. 2 Nr. 1, 7 BNatSchG und der hierin 
festgeschriebenen Sanktionsmöglichkeit von (auch fahrläs-
sigen) Verstößen mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro 
brachte der Bundesgesetzgeber zum Ausdruck, welch hohes 
öffentliches Interesse an der Durchsetzung einer Einhaltung 
dieses Verbotes besteht. Demgegenüber verbietet § 2 Abs. 1 
dieser Allgemeinverfügung den Einsatz von Mährobotern 
nur während der Nacht- bzw. Dämmerungszeit, lässt einen 
Einsatz im Übrigen also völlig unberührt. Es verbleiben vie-
le Stunden Zeit, um Mähroboter zwischen Sonnenauf- und 
-untergang in Betrieb zu nehmen bzw. effektiv nutzen zu 
können. Darüber hinaus sieht diese Allgemeinverfügung 
generelle Ausnahmen (§ 3 Abs. 1) sowie die Möglichkeit der 
Beantragung einer Ausnahme (§ 3 Abs. 2) bzw. Befreiung (§ 
3 Abs. 3) von dem Verbot aus § 2 Abs. 1 dieser Allgemein-
verfügung vor. Eine Erweiterung des Verbots aus § 2 Abs. 1 
dieser Allgemeinverfügung auch auf die Tageszeit, was ei-
nem Komplettverbot von Mährobotern gleichkäme, würde 
hingegen – schon aufgrund des Umstands, dass die Haupt-
aktivitätszeit des Igels auf die Dämmerung bzw. Nacht fällt 
– voraussichtlich unangemessen stark in das individuelle In-
teresse an einer Nutzung von Mährobotern und die hiermit 
verbundenen Vorteile (z. B. Einsparung von Arbeitszeit bzw. 
-kosten/Vermeidung körperlichen Aufwands) eingreifen. 
Getätigte Investitionen in Mähroboter würden dann voll-
ständig ins Leere laufen. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt im öffent-
lichen Interesse nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichts-
ordnung (nachfolgend: VwGO). Durch die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung entfällt die aufschiebende Wirkung 
etwaiger Rechtsmittel. 
Grundsätzlich hätte eine Klage gegen diese Allgemeinverfü-
gung aufschiebende Wirkung. Praktisch bedeutet dies, dass 
die Ge- und Verbote der Allgemeinverfügung für die Dauer 
eines gerichtlichen Verfahrens nicht beachtet werden müss-
ten, der Betrieb von Mährobotern während der Nacht sowie 
Dämmerung also fortgesetzt werden könnte und hierdurch 
weiterhin ein erhebliches Verletzungs- bzw. Tötungsrisiko 
durch den Einsatz von Mährobotern zulasten von Igeln und 
anderen kleinen Wirbeltieren bestünde. Das Entfallen der 
aufschiebenden Wirkung wird durch ein überwiegendes öf-
fentliches Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Voll-
ziehung der Allgemeinverfügung gerechtfertigt, welches 
gegenüber dem Interesse Einzelner an einer ungehinder-
ten, weiteren Nutzung von Mährobotern auch während der 
Dämmerung und Nacht nach Abwägung sämtlicher recht-
licher und sachlicher Gesichtspunkte überwiegt. Hierbei 
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wurde insbesondere das Interesse der Betreiber von Mähro-
botern an einer uneingeschränkten Nutzung sowie das In-
teresse an einer effektiven Verhinderung der Verwirklichung 
des zum Teil sogar strafbewehrten Verbotstatbestandes aus 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG durch den Einsatz von Mährobo-
tern berücksichtigt. Der Betrieb von Mährobotern während 
der Dämmerungs- und Nachtzeiten begründet eine erheb-
liche Gefahr in Form eines gesteigerten Verletzungs- und 
Tötungsrisikos für Igel und andere kleine Wirbeltiere. Zu 
berücksichtigen war weiterhin, dass Mähroboter außerhalb 
der Verbotszeit weiterhin – ohne dass diese Allgemeinver-
fügung den Einsatz insoweit beschränken würde – einge-
setzt werden können. Es sind keine überwiegenden Gründe 
ersichtlich, die eine fortgesetzte Duldung des Betriebs von 
Mährobotern in der Dämmerungs- und Nachtzeit und des 
damit einhergehenden, vermeidbaren Verletzungs- und 
Tötungsrisikos für Igel und andere kleine Wirbeltiere recht-
fertigen würden, bis etwa eine (häufig mehrere Jahre Zeit in 
Anspruch nehmende) gerichtliche Klärung erfolgt ist. Das In-
teresse der Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung der 
Anordnung überwiegt damit das eventuelle Aufschubinter-
esse der hiervon Betroffenen.

Von einer Anhörung kann nach Art. 28 Abs. 2 Nr. 4 Bayeri-
sches Verwaltungsverfahrensgesetz (nachfolgend: BayVwV-
fG) abgesehen werden, wenn sie nach den Umständen des 
Einzelfalls nicht geboten ist, insbesondere wenn die Behör-
de eine Allgemeinverfügung erlassen will. Hiervon wurde 
vorliegend Gebrauch gemacht, da der betroffene Personen-
kreis der Allgemeinverfügung nicht absehbar ist.

Hinweise

Verstöße gegen § 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG stellen Ordnungs-
widrigkeiten dar, welche mit einem Bußgeld von fünf bis zu 
fünfzigtausend Euro geahndet werden können (§ 69 Abs. 2 
Nr. 1, 7 BNatSchG).

Bei vorsätzlicher Begehung und Betroffenheit streng ge-
schützter Arten werden Verstöße als Straftat (Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe) verfolgt (§§ 69 Abs. 2 Nr. 
1, 71 Abs. 1 BNatSchG).

Zu § 2 der Allgemeinverfügung wurde die sofortige Voll-

ziehbarkeit gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet. Der 
Widerspruch hat somit keine aufschiebende Wirkung. Das 
bedeutet, dass Sie sich an die Anordnungen halten müssen, 
auch wenn Sie einen Rechtsbehelf gegen die Allgemein-
verfügung eingelegt haben. Zur Wiederherstellung der auf-
schiebenden Wirkung wird auf die Bestimmungen des § 80 
Abs. 4 und 5 VwGO verwiesen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth
in 95444 Bayreuth

Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth
Hausanschrift: Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbe-
helfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen!
Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Perso-
nenkreis Klage grundsätzlich elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

Bayreuth, den 25.07.2025
STADT BAYREUTH

gez. Thomas Ebersberger
Oberbürgermeister

Sanierung, Umbau und Erweiterung
der Stadthalle Bayreuth

Die Veröffentlichung der Ausschreibungen erfolgt zu-
künftig nicht mehr im Amtsblatt der Stadt Bayreuth, 
sondern nur noch im EU-Amtsblatt und Staatsanzeiger 
sowie aur der städtischen Website unter
www.ausschreibungen.bayreuth.de
Sämtliche Vergabeunterlagen werden auf der Vergabe-
plattform www.staatsanzeiger-eservices.de kostenlos 
elektronisch zur Verfügung gestellt. 
Interessierte Firmen werden gebeten, sich dort über lau-
fende Ausschreibungen zu informieren.
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Im Stadtgebiet Bayreuth ist das Verbrennen von pflanzlichen 
Abfällen im bebauten Innenbereich ganzjährig verboten.

Außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile dür-
fen pflanzliche Gartenabfälle auf den Grundstücken, auf 
denen sie angefallen sind, auch verbrannt werden. Das Ver-
brennen ist nur an Werktagen von 06.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
zulässig. 

Gefahren, Nachteile oder erhebliche Belästigungen durch 
Rauchentwicklung sowie ein Übergreifen des Feuers über 
die Verbrennungsfläche hinaus sind zu verhindern. Bei star-
kem Wind darf kein Feuer entzündet werden; brennende 
Feuer sind unverzüglich zu löschen. Es ist sicherzustellen, 
dass die Glut beim Verlassen der Feuerstelle, spätestens je-
doch bei Einbruch der Dunkelheit, erloschen ist.

Die Stadt Bayreuth empfiehlt, die Feuer mindestens einen 
Tag vorher fernmündlich (Tel.: 25-1388) unter Angabe der 

Verbrennen von pflanzlichen Gartenabfällen im Außenbereich

Meldedaten des/der Verantwortlichen, des Brandortes und 
der Branddauer anzumelden, damit von hier aus die Integ-
rierte Leitstelle Bayreuth/Kulmbach rechtzeitig informiert 
werden kann.

Das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen im Wald oder in 
einer Entfernung von weniger als 100 m davon bedarf einer 
Erlaubnis nach Art. 17 Abs.1 Waldgesetz für Bayern (Bay-
WaldG) und muss beim Amt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, Adolf-Wächter-Str. 10-12, 95447 Bayreuth, Tel. 
0921/591-1416, beantragt werden.

Bayreuth, den 15.07.2025
STADT BAYREUTH

gez. Thomas Ebersberger
Oberbürgermeister

Für ein 25-jähriges Dienstjubiläum wurde

Herr Karl-Heinz Wich, Straßenverkehrsamt,

von Oberbürgermeister Thomas Ebersberger geehrt.

Dienstjubilare der Stadt Bayreuth
Ausbau Klärwerk Bayreuth - Ausbaupaket A

Die Veröffentlichung der Ausschreibungen erfolgt zu-
künftig nicht mehr im Amtsblatt der Stadt Bayreuth, 
sonder nur noch im EU-Amtsblatt und Staatsanzeiger 
sowie auf der städischen Websiete unter
www.ausschreibungen.bayreuth.de
Sämtliche Vergabeunterlagen werden auf der Vergabe-
plattform www.dtvp.de kostenlos elektronisch zur Ver-
fügung gestellt

Interessierte Firmen werden gebeten, sich dort über lau-
fende Ausschreibungen zu informieren.




